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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

In der ersten Session der neuen Legislatur nahm der Standerat eine parlamentarische
Initiative seines Blros an, die auf der Grundlage des Parlamentsressourcengesetzes die
Entschadigungen und Beitrége der Ratsmitglieder an die Teuerung anpassen wollte und
einen Systemwechsel bei der Vorsorgeentschadigung vorschlug. Diese soll nicht mehr
einem einheitlichen Betrag entsprechen, sondern in Abhéngigkeit der tatsachlich
erzielten Einkommen aus parlamentarischer Tétigkeit berechnet werden. Der neu
gewahlte Thomas Minder (parteilos, SVP-Fraktion, SH) pladierte, unterstitzt von seinen
Fraktionskollegen, fur Nicht-Eintreten, da eine Erhohung der Entschéadigung fur
Parlamentarier in wirtschaftlich schwierigen Zeiten nicht angebracht sei. Nach
lebendiger Debatte beschloss die kleine Kammer dann aber nicht nur Eintreten,
sondern sie nahm den Antrag auch mit 33 zu 5 Stimmen bei zwei Enthaltungen an.’

Nachdem sich der Nationalrat als Erstrat in einer Sammelvorlage gegen eine Anderung
der Sitzungszeiten ausgesprochen hatte, entschied die SPK-SR knapp mit 6 zu 6
Stimmen bei Stichentscheid der Prasidentin gegen Folgegeben einer parlamentarischen
Initiative Minder, die insbesondere aus Effizienzgrinden die Schlussabstimmungen am
Ende einer Session vom Freitag auf den Donnerstag verschieben wollte. Minder
(parteilos, SH) machte in der Begriindung fiir sein Anliegen geltend, dass die letzte
Sitzung am Freitag im Stéanderat in der Regel nicht viel langer als 15 Minuten und im
Nationalrat nicht langer als eine Stunde dauere. Stossend sei, dass trotz dieser kurzen
Sitzungszeiten die komplette Tagesentschadigung, die Ubernachtungs- und die
Essensspesen ausbezahlt wirden. Minder rechnete vor, dass eine Verschiebung des
Sessionsendes auf Donnerstag pro Session Einsparungen von rund CHF 182'000 bringen
wiirde. Freilich koénne die Ubernachtung fiir Parlamentsmitglieder mit langen
Reisewegen auch von Donnerstag auf Freitag noch ausbezahlt werden.

Diskussionslos folgte die kleine Kammer der Empfehlung ihrer Kommission und gab der
Initiative keine Folge. ?

Die standeratliche Skepsis gegeniiber der Abschaffung der Uberbriickungshilfe fiir
Parlamentarierinnen und Parlamentarier, die sich bereits im Hin und Her beim
Folgegeben der parlamentarischen Initiative von Natalie Rickli (svp, ZH) bemerkbar
gemacht hatte, zeigte sich auch bei der standeratlichen Beratung der vom Nationalrat
in der Wintersession 2019 abgeénderten Vorlage der SPK-NR. Auf Empfehlung ihrer
SPK-SR entschied die kleine Kammer, nicht auf den Entwurf einzutreten.

Thomas Hefti (fdp, GL) flhrte in der Debatte in der standeratlichen Sommersession
2020 die wichtigsten Grinde fur die Empfehlung seiner Kommission aus. Die
Inanspruchnahme von Uberbriickungshilfen miisse mit Einreichung eines Auszugs des
Steuerausweises beantragt werden. Das mache man nicht einfach so, sondern nur
dann, wenn man die finanzielle Hilfe wirklich brauche. Es gebe - das konne er auch als
Mitglied der Verwaltungsdelegation bestatigen - keinen Missbrauch. Das von den
Beflrworterinnen und Beflrwortern der Abschaffung ins Feld geflihrte Argument, dass
auch abgewéhlte Parlamentarierinnen und Parlamentarier einfach stempeln und
Arbeitslosengelder beziehen kénnten, wie jede Person, die arbeitslos werde, hinke, weil
Parlamentsmitglieder ja eben keine Angestellten mit Arbeitsvertrag seien. Er kenne
Kollegen, die nach einer Nichtwiederwahl auch in ein finanzielles Loch gefallen seien.
Fir sie bestehe heute die Uberbriickungshilfe. Zwischen 2004 und 2019 seien total CHF
950'000 an 28 Personen ausbezahlt worden, also nicht einmal CHF 100'000 pro Jahr.
Thomas Minder (parteilos, SH), der die Minderheitsposition vertrat, hob einen in seinen
Augen «gravierenden Mangel» der Uberbriickungshilfe hervor: Uberbriickungshilfe
erhalte auch, wer eigentlich Uber Vermogen verflige. Die Vermdgensseite werde -
anders etwa als bei der Gewahrung von Sozialhilfe bei Burgerinnen und Burger - nicht
Uberpruft, was eine klare Besserstellung von Ratsmitgliedern gegenlber Blrgerinnen
und Burgern bedeute. Im Gegensatz zur Arbeitswelt, wo man aufgrund von
Wirtschaftskrisen unverschuldet arbeitslos werde, sei ein Ratsmitglied zudem selber fur
seine Nichtwiederwahl verantwortlich. Geld zu erhalten fur eine Nichtwiederwahl sei
«demokratisch betrachtet falsch»; man wisse, dass Wahlen auch immer die Gefahr
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beinhalteten, nicht bestatigt zu werden und man miusste sich entsprechend auch
finanziell darauf vorbereiten. Stossend sei zudem, dass auch freiwillig aus dem Rat
ausscheidende  Parlamentarierinnen  und  Parlamentarier ~ Uberbriickungshilfe
beantragen koénnten. Wer dies tue, wisse man freilich nicht, da die Namen der
Bezugerinnen und Bezliger nicht bekannt gemacht wirden. Minder machte sich zudem
fir den Entscheid des Nationalrats stark, der die Uberbriickungshilfe ja nicht ganzlich
abschaffen, sondern wenigstens von zwei Jahren auf sechs Monate beschranken wollte.
Hefti ergriff noch einmal das Wort, um richtigzustellen, dass auch die
Vermogenssituation betrachtet wirde. Zudem handle es sich «in aller Regel» um
Parlamentsmitglieder, die nicht wiedergewahlt wurden. Dies lasse sich daraus
schliessen, dass die Hilfe jeweils in den Jahren nach eidgendssischen Wahlen
gesprochen worden sei. Die Stéanderatinnen und Standeréate liessen sich von diesen
Argumenten Uberzeugen und stimmten mit 31 zu 6 Stimmen (3 Enthaltungen) gegen
Eintreten, womit das Geschaft zurlick an den Nationalrat ging. ®

Kurz nachdem sich die SPK-SR mit 4 zu 3 Stimmen bei 4 Enthaltungen gegen eine
parlamentarische Initiative von Thomas Minder (parteilos, SH) ausgesprochen hatte, zog
der Schaffhauser Stadnderat sein Anliegen zurlick, obwohl es bereits fur die
Wintersession 2020 traktandiert gewesen war. Minder hatte eine faire Entschadigung
fiir die Berichterstattung in den Kommissionen gefordert: Das
Parlamentsressourcengesetz sehe vor, dass ein Ratsmitglied ein halbes Taggeld als fixe
Pauschale erhalte, wenn es im Auftrag einer Kommission im Rat Bericht erstatte. Dabei
sei nicht nur die Hohe der Entschadigung stossend, sondern auch der Umstand, dass
die Erklérung eines «simplen» Geschafts - Minder erwédhnte beispielsweise die
Vorberatung einer Motion - gleich entlohnt werde wie die Berichterstattung einer
komplexen Vorlage. Die knappe Mehrheit der SPK-SR war sich des unterschiedlichen
Aufwandes zwar durchaus bewusst, wandte sich aber gegen eine burokratische und
letztlich wohl auch unbefriedigende Lésung. Uber die Zeit gleiche sich der Aufwand
zudem aus, was eine fixe Pauschale rechtfertige. *

Parlamentsorganisation

Die Sammelvorlage zu den Anderungen des Parlamentsrechts gelangte in der
Frihjahrssession 2018 in den Standerat. Der Vorlage sei vorgeworfen worden, sie sei
nicht notwendig oder zu vielfaltig - leitete Andrea Caroni (fdp, AR) als Sprecher der
SPK-SR sein Votum fur Eintreten ein. Es sei aber gerade ein bewusster Entscheid der
beiden Staatspolitischen Kommissionen gewesen, zahlreiche «kleine, aber feine»
Vorstosse gemeinsam umzusetzen. Nichteintreten auf die Vorlage bedeute, dass rund
ein Dutzend einst angenommener Anliegen nicht umgesetzt wirden. Die Kommission
empfehle deshalb mit 11 zu 2 Stimmen auf die von der SPK-NR ausgearbeitete Vorlage
einzutreten. Die kleine Kammer folgte dieser Empfehlung diskussionslos.

In der Folge schuf der Stéanderat einige Differenzen zum Nationalrat. Zuerst fihrten die
Kantonsvertreterinnen und -vertreter den von der grossen Kammer gestrichenen und
auf eine parlamentarische |Initiative Streiff-Feller (evp, BE; Pa.lv. 14.472)
zurlickgehenden Passus der SPK-NR wieder ein, der verlangte, dass arbeitnehmende
Ratsmitglieder bei Amtsantritt inre Funktion und ihren Arbeitgeber angeben. Bei Einsitz
in Fihrungs- und Aufsichtsgremien oder bei Beratungs- und Expertentatigkeiten soll
ein Ratsmitglied zudem angeben mussen, ob die Tatigkeit bezahlt oder ehrenamtlich
ausgefihrt  wird. Auch bei der Moglichkeit, in  begrindeten  Féllen
Kommissionsunterlagen verdffentlichen zu kénnen, beschloss der Standerat entgegen
der Entscheidung des Nationalrats, der diesen Abschnitt streichen wollte, dem
urspringlichen Entwurf zu folgen. Bereits in der SPK-SR umstritten und mit einem
Minderheitsantrag Cramer (gp, GE) bekdmpft wurde der Vorschlag, dass Uber Antrége
von Einigungskonferenzen obligatorisch abgestimmt werden soll. Dies war bis anhin nur
der Fall, wenn Gegenantrage gestellt wurden. Robert Cramer fand im Rat Gehdr mit
seinem Argument, dass diese Anderung weder nétig noch kohérent mit dem System sei.
Antrage von Einigungskonferenzen seien nicht mit (obligatorischen)
Schlussabstimmungen gleichzusetzen, weil sie ja eben nicht am Ende stinden. Mit 33 zu
12 Stimmen folgte die kleine Kammer dem Genfer Grinen. Ein Minderheitsantrag lag
auch beim nachsten Element der Vorlage vor, némlich der Frage, ob
Schlussabstimmungen der beiden Rate gleichzeitig, also am gleichen Tag stattfinden
mussten oder nicht. Fur die Kommission fuhrte Andrea Caroni aus, dass bis 1991
Gleichzeitigkeit gesetzlich geregelt gewesen sei. Diese Regel sei aber bei einer Revision
«unbemerkt» aus dem Gesetz «gefallen». Die langjahrige Praxis, Schlussabstimmungen
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gleichzeitig durchzufihren, habe sich aber trotzdem gehalten. Eine knappe
Kommissionsmehrheit wollte diese Praxis analog zum Vorschlag der SPK-NR
beibehalten. Eine Minderheit Minder (parteilos, SH) schlug hingegen vor, dass die
Schlussabstimmungen nicht am gleichen Tag, sondern in der gleichen Session
stattzufinden  hatten. Thomas  Minder begrindete sein  Anliegen  mit
Kosteneinsparungen. Meistens mussten die Mitglieder des Standerats extra am Freitag
der letzten Sessionswoche nach Bern fahren, nur um gleichzeitig mit dem Nationalrat
Schlussabstimmungen durchfihren zu kénnen. Damit wirden
Ubernachtungsentschadigungen und Essensspesen von rund CHF 137'000 pro Jahr fiir
einen «alten Zopf» ausgegeben. Wohl auch, weil sowohl das Buro-SR als auch die
Redaktionskommission (REDK) argumentierten, dass es fur die Funktion des Parlaments
wichtig sei, dass beide Rate am letzten Tag anwesend seien, unterlag die Minderheit mit
6 zu 37 Stimmen. Mehr Erfolg hatte eine Minderheit Engler (cvp, GR), die - unterstitzt
von 29 gegen 13 Stimmen - festschreiben wollte, dass der Bundesrat bei einer
Botschaft zu einem neuen Gesetz eine Aussage darlber machen musse, ob dieses
Gesetz befristet werden kénne. Darlber hinaus soll eine noch nicht behandelte Motion
Lombardi (cvp, TI; Mo. 17.3961) umgesetzt werden, geméss der bei Erlassentwlrfen auch
die Folgen flr Auslandschweizerinnen und -schweizer abgeschéatzt werden sollten. Mit
41 zu O Stimmen (bei einer Enthaltung) wurde die so verédnderte Gesetzesvorlage in der
Gesamtabstimmung angenommen.

Auch die Verordnung, die anschliessend beraten wurde, passierte die
Gesamtabstimmung einstimmig (43 zu O Stimmen bei einer Enthaltung). Neben einer
redaktionellen Anderung gab hier die Idee der SPK-SR zu reden, mit der das in der
Verordnung neu geplante Register mit Angaben zu den Auslandreisen aller
Parlamentsmitglieder noch hatte verscharft werden sollen. Der Vorschlag von Roland
Eberle (svp, TG), die nationalrdtliche Fassung beizubehalten - und somit die
«Selbstkasteiung» einzuschréanken -, wurde mit 36 zu 6 Stimmen (2 Enthaltungen)
gutgeheissen. ®

1) Pa.lv. 11.468: AB SR, 2011, S. 1297 ff.; WW, 156.12.11; TA, 23.12.11.
2) AB NR, 2018, S. 35; Medienmitteilung SPK-SR vom 19.1.18

3) AB SR, 2020, S. 342 f.; Medienmitteilung SPK-SR vom 31.1.20
4) Medienmitteilung SPK-SR vom 10.11.20; Pa.lv. 19.499

5) AB SR, 2018, S. 25 ff.; NZZ, 28.2.18
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